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Verfassungsrecht: Untersuchungshaft darf nicht wegen Überlastung der 
Gerichte verlängert werden 
 
| Die Überlastung eines Gerichts fällt in den Verantwortungsbereich der staatlich verfassten 
Gemeinschaft. Einem Beschuldigten darf nicht zugemutet werden, eine unangemessen lange 
Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft nur deshalb in Kauf zu nehmen, weil der Staat es 
versäumt, seiner Pflicht zur rechtzeitigen verfassungsgemäßen Ausstattung der Gerichte zu 
genügen. | 
 
Mit dieser Begründung hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) der Verfassungsbeschwerde 
eines Beschuldigten gegen eine Haftfortdauerentscheidung stattgegeben. Die Richter machten 
deutlich, dass das Verfahren nicht in der gebotenen Zügigkeit gefördert worden sei. Die Fachgerichte 
hatten bereits nicht schlüssig begründet, warum ein besonderer Ausnahmefall vorgelegen haben 
sollte, der es gerechtfertigt hätte, dass das Landgericht erst ein Jahr und einen Monat nach Beginn 
der Untersuchungshaft und sieben Monate nach der Anklageerhebung mit der Hauptverhandlung 
begonnen hat. Erst recht wird die bisherige Verhandlungsdichte mit weit weniger als einem 
Verhandlungstag pro Woche dem verfassungsrechtlichen Beschleunigungsgebot nicht gerecht. 
 
Quelle | BVerfG, Beschluss vom 11.6.2018, 2 BvR 819/18, Abruf-Nr. 205876 unter www.iww.de. 

 


